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Betr. : Arbeitnehmer im Zonenrandgebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Hösl, 
Dr. Warnke, Dr. Fuchs, Dr. Jobst, Röhner, Niegel, Schlee, 
Dr. Schulze-Vorberg, Roser und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/432 — 


Die Kleine Anfrage wird namens der Bundesregierung wie folgt 
beantwortet: 


1. Erwägt die Bundesregierung, Arbeitnehmern, die einen Arbeits- 
platz in der gewerblichen Wirtschaft des Zonenrandgebietes 
nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichen können, zins- 
günstige Darlehen zum Erwerb eines Personenkraftwagens zur 
Verfügung zu stellen? 


Wie aus der nächsten Frage hervorgeht, scheinen die Frage- 
steller selbst nicht damit zu rechnen, daß eine verantwortliche 
Bundesregierung erwägen könnte, eine Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse im Zonenrandgebiet durch zinssubventio- 
nierte Autokaufdarlehen zu erreichen. 


2. Auf welche andere Weise kann die dringend erforderlidie 
stärkere Mobilität der in den verkehrsmäßig unerschlossenen 
Landgemeinden des Zonenrandgebietes vorhandenen Arbeits- 
kräftereserven herbeigeführt werden? 


Eine Konzentration der Industrieansiedlung auf die Schwer- 
punkte der Regionalen Aktionsprogramme wird die genannten 
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Schwierigkeiten in den dünn besiedelten Räumen nicht verstär- 
ken, sondern verringern. Bei einer stärkeren Zusammenfassung 
der Arbeitsplätze in Schwerpunktgemeinden, die außerdem 
noch besondere Einkaufsmöglichkeiten, öffentliche Einrichtun- 
gen und ein Angebot an gehobenen Dienstleistungen aufweisen, 
läßt sich ein leistungsfähiges Nahverkehrssystem besser ent- 
wickeln, als wenn eine Vielzahl verstreut liegender Arbeits- 
stätten angefahren werden muß. 

Im übrigen gibt das Personenbeförderungsgesetz in seiner ge- 
änderten Fassung vom 8. Mai 1969 (BGBl. I S. 348) den Ver- 
kehrsbehörden der Länder neue Möglichkeiten, auf eine bes- 
sere Verkehrsbedienung ländlicher Gebiete hinzuwirken, die 
entschlossen genutzt werden sollten. Die Bundesregierung 
räumt dem Ausbau der Verkehrswege für das Zonenrandge- 
biet im Rahmen des Regionalen Förderungsprogramms und im 
Neuen Ausbauplan für die Bundesfernstraßen hohe Priorität 
ein. 

Bei der Förderung des kommunalen Straßenbaus aus Mineralöl- 
steuermitteln seit 1967 wird dem Zonenrandgebiet eine Aus- 
nahmestellung eingeräumt: Der Bund bezuschußt in diesem 
Gebiet zusätzlich auch den Bau und Ausbau verkehrswichtiger 
zwischenörtlicher Straßen; darüber hinaus betragen die Bundes- 
zuwendungen im Zonenrandgebiet bis zu 60 v. H. (im übrigen 
Bundesgebiet dagegen nur bis zu 50 v. H.) der zuwendungs- 
fähigen Kosten des Vorhabens. Diese das Zonenrandgebiet 
begünstigende Regelung ist im Entwurf des Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetzes, das ab 1971 an die Stelle der derzeitigen 
Richtlinienregelung treten wird, beibehalten worden. 


3. Mit welchen Steuervergünstigungen können die Arbeitnehmer 
iin Zonenrandgebiet nach der Ablehnung sowohl des Lohn- 
steuerfreibetrages als auch einer Verbesserung der Kilometer- 
pauschale durch die Bundesregierung noch rechnen und bis 
wann beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechende Maß- 
nahmen in Kraft zu setzen? 


Der Standpunkt der Bundesregierung wurde bereits in Beant- 
wortung parlamentarischer Anfragen der Abgeordneten Dr. 
Warnke und Weigl ausführlich erläutert. Auf die Antworten 
des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister der 
Finanzen, Dr. Reischl, (vgl. Sitzungsprotokoll vom 3. Dezember 
1969, S. 581 [B]) und des früheren Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Leicht, (vgl. Sitzungsprotokoll vom 20. März 1969, 
S. 12 052 [C]) wird Bezug genommen. 

Die Bundesregierung gibt demzufolge gezielten Maßnahmen 
der regionalen Wirtschaftsförderung den Vorzug. Sie hat die 
dafür verfügbaren Mittel kräftig erhöht, durch Einführung der 
Investitionszulage den Anreiz, neue Dauerarbeitsplätze zu 
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schaffen, erheblich verstärkt und schließlich durch die neue 
Konzeption der Regionalen Aktionsprogramme die Wirksam- 
keit aller Maßnahmen des Bundes und der Länder verbessert. 
Darüber hinaus ist beabsichtigt, den Wohn- und Freizeitwert 
in den einzelnen Aktionsräumen zu erhöhen; dazu bedarf es 
verstärkter Förderung der Infrastruktur. Auch auf diese Weise 
können die Lebensbedingungen der Arbeitnehmer im Zonen- 
randgebiet und in den übrigen Fördergebieten gezielt ver- 
bessert werden. 


4. Beabsichtigt die Bundesregierung, den Wohnungsbau für Fach- 
arbeiter und Schlüsseikräfte im Zonenrandgebiet durch Ilerauf- 
sctzung der Einkommensgrenzen für die Antragsteller über das 
im Binnenland festgesetzte Maß hinaus zu erleichtern, und ist 
die Bundesregierung bereit, den entsprechenden Haushaltsan- 
satz zu erhöhen? 


Die Einkommensgrenzen für den sozialen Wohnungsbau sind 
nach Ansicht der Bundesregierung generell reformbedürftig. 
Dies ist nicht zuletzt auch ein Problem der Knappheit staatlicher 
Mittel. In jedem Fall sollten die Grenzen möglichst elastisch 
ausgestaltet werden, um erforderlichenfalls besonderen Tatbe- 
ständen wie den Erfordernissen des Wohnungsbaues für Fach- 
arbeiter im Zonenrandgebiet Rechnung tragen zu können. 

Obwohl die in Absatz 2 des § 19 a 11. WoBauG enthaltene 
ZweckbestimmAing, die u. a. auch die Förderung des Wohnungs- 
baues im Zonenrandgebiet festlegte, durch das Finanzände- 
rungsgesetz 1967 aufgehoben ist, werden aus den nach § 19 a 
des IL WoBauG zur Verfügung stehenden Mitteln jährlich 14 
Millionen DM als Sonderzuweisungen ausschließlich im Zonen- 
randgebiet eingesetzt. Darüber hinaus wird die Bundesregie- 
rung bemüht sein, im Rahmen des langfristigen Wohnungsbau- 
programms Strukturverbesserungsmaßnahmen im Zonenrand- 
gebiet in erhöhtem Umfange zu fördern. 


5. Kann mit Sondermitteln des Bundes für Modernisierungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen des Althausbesitzes in den Zonen- 
randgebieten gerechnet werden? 


Im Rahmen des langfristigen V'/ohnungsbauprogramms wird 
zur Zeit geprüft, ob auch Mittel für Modernisierungs- und In- 
standsetzungsmaßnahmen des Althausbesitzes im Zonenrand- 
gebiet bereitgestellt werden können. 


Arndt 
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